Flüchtlingskrise, Kommunen und Alltagsbewusstsein 
1. 

Die aktuelle Krise der Großen Koalition treibt die Auseinandersetzung um Flüchtlinge auf eine neue Stufe. Die Rede ist von einer Regierungskrise. Jakob Augstein spricht im SPIEGEL von „Putsch“ des Bundesinnenministers. Kanzleramtschef Altmaier brüskiert de Maizière öffentlich, obwohl dieser sich nur auf eine Vereinbarung der Koalitionsparteien beruft, dass für einen Teil der Flüchtlinge der Familiennachzug ausgeschlossen werden muss („subsidiärer Schutz“). Andere in der Union verweisen darauf, dass subsidiärer Schutz Einzelfallprüfung erfordert, hierzu aber keinerlei personelle Kapazitäten vorhanden sind. Der Bruch zwischen Merkel und de Maizière wird an die Wand gemalt. Während Schäuble de Maizière öffentlich stützt, empört sich die SPD, diesen Schutz auch auf Kriegsflüchtlinge, insbesondere auf syrische Flüchtlinge anzuwenden, sei nicht abgesprochen und verletze die Genfer Konvention. Sie räumt aber gleichzeitig ein, in den Gesprächen am 5.11. sei davon zwar die Rede gewesen, aber nur von 1700 Betroffenen. Generalsekretärin Fahimi sieht ihrerseits ganz grundsätzlich „keinen relevanten Handlungsbedarf“, Familiennachzug sei eine Frage der Humanität. SPD-Vize Stegner fordert als Vertreter der Parteilinken ein 20-Mrd-Investitionspaket zur Bekämpfung der Flüchtlingskrise und die Abkehr von der „schwarzen Null“. Die SPD also auch hier ohne klare Linie oder Botschaft. 
Forderungen nach de Maizières Rücktritt werden laut. Nachdem auf Regionalkonferenzen der Union sogar Bürgermeister beklagen, es habe „noch nie so eine Wut in der Bevölkerung gegeben“ (Berliner Zeitung vom 10.11.), wendet sich das Blatt, Spekulationen über die Zukunft der Kanzlerin und über Nachfolger Schäuble werden laut. Ihre Entscheidung, für syrische Flüchtlinge das Dublin-Verfahren auszusetzen, gelte ab sofort nicht mehr. „Flüchtlinge aus Syrien sollen künftig wieder häufiger in andere EU-Länder zurückgeschickt werden. Das Dublin-Verfahren werde aktuell für alle Herkunftsländer und alle Mitgliedstaaten - außer Griechenland - angewendet,“ zitiert Spiegel online das Bundesinnenministerium.
Das Regierungschaos ist beeindruckend. Allerdings geht es auch um die Lösung eines dramatischen Problems mit katastrophalen Folgen, vor allem für die Flüchtlinge, aber auch für die Kommunen. Von der drohenden Existenzkrise Europas ganz zu schweigen: Luxemburgs Außenminister Asselborn warnt: „Die Europäische Union kann auseinander brechen. Das kann unheimlich schnell gehen, wenn Abschottung statt Solidarität nach innen wie nach außen die Regel wird“.“ Steinbrück zufolge steht Deutschland vor der größten Herausforderung der Nachkriegsgeschichte. 
2. 

Es fällt auf, dass die Kanzlerin sich mit klarer Positionierung im internen Streit zurückhält, zum hochstrittigen Thema Familiennachzug schweigt sie. Merkel hatte sich nicht nur weit aus dem Fenster gelegt mit ihrer Ansage, Flüchtlinge aus Syrien ohne Prüfung aufzunehmen. Sie hatte dies offensichtlich im Alleingang gemacht, ohne Absprache in der Koalition und mit dem zuständigen Minister. Sie ist für ihr Eintreten für Flüchtlinge und für ihr „Wir schaffen das“ zu Recht gefeiert worden, national und international, und wurde sogar als Kandidatin für den Friedensnobelpreis gehandelt. Auch in eigenen Beiträgen (im Heft und online) sticht ins Auge, dass Merkel von Kritik weitgehend verschont bleibt. Zu Recht halten wir ihr das Motiv zugute, dass „die Bundesregierung bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise mit gutem Beispiel vorangehen (will)“.
 Kritik an der Bundesregierung wird nicht ausgeklammert. Unter Verweis auf den NRW-Finanzminister wird auf eine extreme Finanzlücke hingewiesen, wenn bei Kosten pro Flüchtling von 12.500 Euro und 800.000 Flüchtlingen (bis Ende Oktober sind 760.000), sprich von 10 Mrd. Euro pro Jahr, der Bund für Länder und Kommunen nur drei Mrd. bereitstellt (ebd.). 
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Die Kritik an Bundesregierung und ihrer Chefin muss aber weiter gefasst werden. Merkel agiert nicht nur „unter dem Druck des konservativen Flügels ihrer Partei“
. Es wäre zwar sträflich, die eklatierenden Widersprüche in der Union zu ignorieren. Dennoch kann Merkel nicht einfach für eine (progressivere) Seite in der Debatte in Anspruch genommen werden. Sie steht vielmehr in der Flüchtlingsfrage für eine widersprüchliche Positionierung. 
Der Bezugspunkt ist das Alltagsbewusstsein. Es ist Merkels Verdienst, mit der bildhaften Botschaft des „Wir schaffen das“ zur Stärkung der Solidarität mit den Flüchtlingen beigetragen zu haben und mit ihrer Verweigerung von Obergrenzen unter Bezug auf geltendes Asylrecht gegen den auch in Deutschland dramatisch zunehmenden Rechtspopulismus anzugehen. 
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Das befreit sie in einer umfassenderen Sicht aber von Kritik. Am Zenith der Finanzkrise hatte sie zusammen mit dem Finanzminister die Sicherung der Spareinlagen bis zu 100.000 Euro zugesagt. Merkel versäumt in der Flüchtlingsfrage, ebenso symbolisch verdichtet Ländern, Kommunen und den von staatlichen Transfers unmittelbar abhängenden Schichten zu garantieren, dass die Kosten des Flüchtlingsschutzes nicht zu ihren Lasten gehen. Sie hat ebenso versäumt, anstatt abstrakter Appelle zur Bekämpfung der Fluchtursachen und zur Einrichtung von Hotspots Vorschläge zu machen, wie seitens der Bundesregierung mit konkreten Hilfsmaßnahmen in Herkunfts- und Ankunfts​ländern die Fluchtbewegungen eingedämmt werden kann. Letzteres betrifft in erster Linie Griechenland. Frontex zufolge sind auf den griechischen Inseln bis Ende Oktober 630.000 Flüchtlinge gestrandet (darunter 280.000 Syrer*innen), in Italien 142.000, 4.000 in Spanien. Dies hält die Bundesregierung nicht davon ab, in Brüssel darauf zu drängen, Griechenland die Auszahlung von weiteren zwei Mrd. Euro zu verweigern, weil Tsipras die Zwangsräumung von 300.000 Eigenheim-Besitzer*innen ablehnt. Die Bundesregierung hat lange Zeit weggeschaut, als Italien und Griechenland mit dem Massenansturm auf den Mittelmeerinseln konfrontiert waren. Merkel hat Italien und Griechenland allein gelassen, als im Herbst 2013 und danach Flüchtlinge zu Hunderten vor Lampedusa ertranken, sie hat zugelassen, dass das Programm mare nostrum von dem Ziel Rettung von Leben auf Bekämpfung von Schleusern umgestellt wurde - eine Politik, die Renzi zu dem Spruch reizte: „Wenn das Eure Idee von Europa ist, dann könnt Ihr die behalten.“
Die Bekämpfung der Fluchtursachen ist die zentrale Aufgabe. Die muss aber über so wichtige Maßnahmen wie Stärkung der UNHCR-Mittel, Aufbau von Re-Settlement-Programmen, Stärkung der Wiederaufbauhilfen, Beendigung des Bürgerkriegs in Syrien etc. ausgedehnt werden z.B. auf die Neu-Ausrichtung der EU-Agrar- und Rohstoffpolitik in Afrika. Dies erfordert die Einigung auf international abgestimmte Maßnahmen. Die brauchen viel Zeit in schwierigen Aushandlungsrunden. Die Zweifel an deren Erfolg sind verbreitet, man blicke nur auf die Blockaden bei der Einigung auf einen Schlüssel zur Verteilung der Flüchtlinge in der EU. Ausländerfeindliche Ressentiments lassen sich direkter bekämpfen, in dem vor Ort gelungene Integration praktiziert wird. 
„Wir schaffen das“ muss auch ganz zentral auch vor Ort unter Beweis gestellt werden. Länder und Kommunen hat die Kanzlerin aber im Regen stehen lassen. Tübingens Oberbürgermeister Boris Palmer verkündet im Fernsehen provokativ und desorientierend: „Wir schaffen das nicht.“ Bodo Ramelow beklagt, die Bundesregierung laste Thüringen die Kosten zu 80 Prozent auf, von den 60.000 Euro, die die Betreuung eines Flüchtlings​kindes koste, übernehme sie nur 13%. Der Städte- und Gemeindebund sieht einen zusätzlichen Bedarf von bis zu 50.000 Sozialarbeiter*innen, der Beamtenbund von 20.000 zusätzlichen Beamt*innen, die Deutsche Polizeigewerk​schaft von 15.000 mehr Polizist*innen, der Philologenverband von 25.000 Lehrer*innen (FAZ vom 6.10.). GdW-Präsident Gedaschko schätzt die Zahl der dauerhaft bleibenden Flüchtlinge auf 400.000 und errechnet einen Bedarf an zusätzlichen Wohnungen von 160.000, macht einen Gesamtfehlbedarf von 800.000. „Es ist kein Hexenwerk, diese Unterbringung sicherzustellen“, sagte Gedaschko - allerdings müssten die Wohnungsunternehmen dazu vom Bund unterstützt werden.“ (Focus vom 10.11.15) 

Einer Umfrage von Ernst & Young unter 300 Kommunen
 zufolge fehlen den Kommunen zum Jahresende 372.000 Unterkunftsplätze (s. Abb.). Der Deutsche Städtetag kalkuliert den Finanzierungsbedarf von Ländern und Kommunen je nach zu erwartenden Flüchtlingszahlen (ohne Berücksichtigung der jährlichen Netto-Zuwanderung aus der EU von ca. 500.000) zwischen 7 und 16 Mrd. Euro, das hieße 3 – 5,5 Mrd. Euro zusätzlich (Pressemitteilung vom 29.10.). Der Geschäftsführer des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz, Winfried Manns, erklärt laut DPA: „Die vereinbarte Kostenpauschale von 848 Euro je Flüchtling und Monat sei ein tragfähiger Kompromiss, um die Kosten für Unterbringung, Verpflegung und Gesundheitsversorgung zu bewältigen. Nicht erfasst seien aber die Kosten der Integration, etwa die Ausgaben für die Kita-Betreuung und den Schulbesuch von Kindern geflüchteter Familien. Hier müsse darüber gesprochen werden, wie Land und Bund den Kommunen helfen könnten.“ (Die Welt vom 10.11.) Laut NRW-Finanzminister muss das Land in 2016 wegen der Flüchtlinge in 2016 zusätzliche Schulden von 359 Mio. Euro aufnehmen. 
Die aktuelle Zuspitzung ist auch Resultat krasser Versäumnisse in der Vergangenheit. Merkel hat das seit Jahren bestehende Chaos bei der Bearbeitung der Asylverfahren zu verantworten. 346.000 Asylanträge liegen in Deutschland laut Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen unbearbeitet auf Halde, davon mehr als 200.000 Verfahren seit mehr als sechs Monaten, die Zahl der Nichtregistrierten wird auf über 300.000 geschätzt. Sie war es auch, die sich hartnäckig einem deutschen Einwanderungsgesetz verweigert hat.
3.

Ex-Kanzler Schröder bringt das Problem auf die knappe Formel: „Frau Merkel hatte Herz, aber eben keinen Plan". Seine Nachfolgerin hat Länder und vor allem Kommunen im Stich gelassen. Auch wenn Islam- und Ausländerfeindlichkeit schon seit langem fester Bestandteil im Alltagsbewusstsein ist: Sie ist insofern mitverantwortlich für den dramatischen Anstieg. Ihre Versäumnisse in der Vergangenheit und ihre fehlenden Angebote zur Umsetzung vor Ort haben dazu beigetragen, dass sich viele Menschen beim Ansturm der Flüchtlinge von der Politik im Stich gelassen fühlen und Angst haben, dessen Kosten gingen zu ihren Lasten. Was Merkel mit ihrem mutigen Eintreten für den Schutz von Flüchtlingen im Alltagsbewusstsein auf der einen Seite abräumt, baut sie auf der anderen Seite durch fehlende bzw. unzureichende, umsetzbare Hilfsangebote wieder auf.
Die Explosion der Flüchtlingszahlen produziert nicht nur eine beispiellose Welle der Hilfsbereitschaft im Lande, sie räumt auch bislang relativ gesicherte Bastionen „zivilisatorischer Errungenschaften des Kapitals“ (Marx) beiseite. Der Hass auf Menschen anderer Herkunft erlebt eine wahre Entfesselung. 700 Delikte gegen Asylunterkünfte zählt der Bundesinnenminister. Auf Pegida-Demonstrationen werden Gabriel und Merkel am Galgen hängend angeprangert. Es gibt wieder Mordanschläge auf Politiker*innen, offener Faschismus ist wieder salonfähig. Der Soziologe Heinz Bude nennt die Demonstranten „Hassbürger“. Die AfD erreicht in jüngsten Umfragen bundesweit 10 Prozent. Auffallend ist das Tempo des Einstellungswandels. „Die anfängliche Gelassenheit schlägt unter dem Eindruck des unaufhörlichen Zustroms und der wachsenden Probleme in tiefe Besorgnis um. Im August waren 40 Prozent der Bürger außerordentlich besorgt, im September 44 Prozent, heute sind es 54 Prozent.“ (FAZ 21.10.15)
Hinterfragt werden muss die von Bude unterstellte soziologische Zuordnung. Bude verortet die Hassbürger in der Mitte der Gesellschaft: „Der Hassbürger entstamme einem anderen Gesellschaftskreis: einem „Verbitterungsmilieu“ in der Mitte der Gesellschaft. ‚Das sind in der Regel Leute, die relativ hochgebildet sind; die sogar für sich in Anspruch nehmen, dass sie ein offenes Weltbild haben, aber von dem tiefen Gefühl geplagt sind, dass sie in ihrem Leben unter ihren Möglichkeiten geblieben sind aufgrund von Bedingungen, die sie selbst nicht haben kontrollieren können’,“ zitiert ihn die taz am 23.10. 
Richtig ist, dass „der Populismus keine Bewegung der Armen (ist), sondern eine Bewegung der unteren Mittelschicht“ (Redaktion Sozialismus, Heft 11_2015, S. 7) Das untere Drittel oder Viertel der Gesellschaft hat den Glauben an die Fähigkeit von Protestbewegungen verloren, durch Druck auf das etablierte Politiksystem die Zustände zu verändern. Damit ist aber keine Aussage darüber getroffen, ob und in welchem Ausmaß sie für rechtspopulistische bis rechtsradikale Parolen empfänglich sind und insofern ein latentes Potential für rechte Tendenzen im Alltagsbewusstsein darstellen, das politisch instrumentalisiert werden kann.
 Hass ist auch ganz unten mehr und mehr salonfähig. Es ist offensichtlich, dass der Ansturm der Flüchtlinge öffentliche personelle und finanzielle Ressourcen bindet. Davon sind besonders auch jene betroffen, die unmittelbar davon abhängen. Die Lösung der Flüchtlingsfrage riskiert, auf Kosten der besonders Bedürftigen ausgetragen zu werden, wenn die Politik ihnen nicht durch konkrete umsetzbare Maßnahmen deutlich macht, dass entsprechende Ängste grundlos sind. Nach einer Umfrage des Deutschen Instituts für Altersvorsorge erwarten 49 Prozent der Deutschen eine höhere Belastung der Sozialsysteme durch Zuwanderung.
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4.
In Frankreich haben 43% der Arbeiter den Front National gewählt, er bezeichnet sich selbst als die „erste Arbeiterpartei Frankreichs“. Gleiches beanspruchen die FPÖ in der Steiermark und die „Schwedendemokraten“ in Schweden. Diese qualitative Umschichtung des Wählerpotentials verlief jeweils zu Lasten der traditionellen Arbeiterparteien, sprich der KPF und der sozialdemo​kratischen Parteien. Wenn hierzu​lande die AfD zu Recht als Bewe​gung der unteren Mittelschicht gedeutet wird, darf dennoch die Gefahr nicht unterschätzt werden, dass sich die soziale Zusammensetzung der Befürworter*innen rechtspopuli​stischer oder rechtsradi​kaler Positionen nach weiter unten verlagert. Im Ruhrgebiet ist zu beobachten, wie sich Arbeitslosenzentren zu Treffpunkten von Menschen entwickeln, die sich ganz offen gegen die Aufnahme von Flüchtlingen wenden. Im NRW-Landesverband der LINKEN wurde als Grund für die Parteiaustritte der jüngsten Zeit die Position des Landesverbands zur Flüchtlingsfrage genannt. In der Wählerschaft der LINKEN erreicht laut Allensbach die Unterstützung eine Obergrenze für die Aufnahme von Flüchtlingen nach der AfD mit 62% den zweithöchsten Wert aller Parteien (s. Grafik FAZ vom 21.10.15). 
Von der Bundesregierung ist nicht zu erwarten, dass sie entsprechend handelt. Im Gegenteil: Merkel fordert unisono mit der Union die Verschärfung des Asylrechts und spielt damit der AfD in die Hände. Über die SPD mit ihrem „Zick-Zack-Vorsitzenden“ ist schon gesprochen worden. Umso mehr ist die Partei DIE LINKE gefordert, die Rechtsverschiebung zu bekämpfen. Auffallend ist, dass die Partei im Gegensatz zu den Grünen in der Flüchtlingsdebatte öffentlich kaum vorkommt. Schaut man sich die programmatische Positionierung an, dominiert die Botschaft „refugees welcome“. Unter diesem Titel hat die Partei einen „10-Punkte-Plan“ beschlossen. Darin sind richtige Forderungen wie die volle Übernahme der Kosten durch den Bund, der Ausbau des Sozialen Wohnungsbaus und die Beschleunigung der Asylverfahren. Auch auf EU-Ebene finden sich sinnvolle Reformvorstellungen („Reform der Dublin-Verordnung“, Massensterben an den EU-Außengrenzen beenden“), allerdings ohne Vorstellungen, wie diese umsetzbar sind. Auf internationaler Ebene wird die Lösung abstrakt in einer gerechten Weltwirtschaftsordnung, einer Verhinderung von Kriegen und dem Verbot deutscher  Waffenexporte gesehen. Hohes Gewicht wird auf Aufklärung gelegt, wie z.B. „Rassismus in der Gesellschaft bekämpfen“, „Aufnahmebereitschaft stärken“, die „Einteilung in „gute“ und „schlechte“ Flüchtlinge und die Lügen vom Asylmissbrauch zurückweisen“. Die Kernbotschaft der zehn Punkte ist im Titel ausgedrückt: Die Tore aufmachen. Die zentrale Frage, durch welche konkreten Maßnahmen die katastrophalen Zustände in den Kommunen und an Deutschlands Grenzen gelindert werden können, ist ausgeklammert. 
DIE LINKE NRW fordert ein „Investitionsprogramm im Lichte des Flüchtlingsdramas“ mit sinnvollen Maßnahmen zur Wohnungspolitik, zum Zugang zum Arbeitsmarkt, zum Bildungs- und Ausbildungssystem und zu Sprachkursen und Qualifizierung für Flüchtlinge, beschränkt sich aber zur Finanzierung auf Umverteilungsforderungen auf Bundesebene (Millionärsteuer, höhere Erbschaftsteuer etc.) und auf eine „ernst gemeinte Rebellion gegen das Zwangskorsett der Schuldenbremse“ („Positionspapier Linke Wirtschaftspolitik in NRW“). Indem sie die Umsetzungsproblematik solcher Forderungen ausblendet, umgeht sie das Problem, dass gerade die Menschen, an die sie sich vorrangig richtet, das Vertrauen an deren Realisierbarkeit verloren haben. Gleiches gilt auch für die Forderung der beiden Bundesvorsitzenden nach Erhebung einer „Fluchtumlage“.
Auch die Forderungen von Wagenknecht und Lafontaine nach einer Reichensteuer bzw. einer europäischen Vermögensabgabe („der Tisch muss von den Reichen gedeckt werden“) provozieren die Umsetzungsfrage. Mit ständiger Wiederholung systemkritischer Parolen kann der Abbau des Misstrauens der Menschen gegen Versprechungen der Politik nicht gelingen. Krude wird es jedoch, wenn in Anlehnung an Seehofer abhängig von der Aufnahmebereitschaft „feste Kontingente“ für Flüchtlinge gefordert werden  (Lafontaine, ND 11.11.15). Solche Eingriffe in das geltende Asylrecht, das gerade nicht von der Aufnahmefähigkeit, sondern von der Situation der Betroffenen ausgeht, sind Wasser auf die Mühlen des Rechtpopulismus. Sie dokumentieren nur die in der Linken verbreitete eigene Hilflosigkeit in der Einschätzung des Alltagsbewusstseins. 
Angesichts der dramatischen Anforderung sofort wirksamer Maßnahmen sind erste konkrete und umsetzbare Schritte zur Mobilisierung von Finanzmitteln unter den existierenden politischen Mehrheitsverhältnissen angesagt. Dazu zählt z.B. die innerhalb der Schuldenbremse gegebene Ausreizung finanzieller Spielräume von Haushaltsüberschüssen, „sprich: die Abkehr von Schäubles Lieblingskind namens „Schwarze Null“
 und die Aufnahme von Schulden zu historisch niedrigen Zinsen (im Rahmen der zulässigen 0,35% des BIP = bis zu 13 Mrd./a),. Auf dieser Basis kann der Bund statt der läppischen Verdopplung der jährlichen 500 Mio. Wohnraumförderung eine Offensive im Sozialen Wohnungsbau zum Abbau der gewaltigen Fehlbestands an bezahlbaren Wohnungen, eine Entlastung der Kommunalfinanzen durch komplette Übernahme der Kosten der Unterkunft für Transfer-Haushalte, die vollständige statt nur partielle Einbeziehung der Kommunalfinanzen in den Länderfinanzausgleich, die kostenlose Bereitstellung von Bundesimmobilien für Wohnzwecke, die Verwendung des weggefallenen Betreuungsgelds für den Kita-Ausbau und ein Sonderprogramm Flüchtlinge für Länder und Kommunen auf den Weg bringen. 
Merkels Garantie, dass die Abwälzung der Flüchtlingskrise auf die untere Hälfte der Gesellschaft ausgeschlossen wird, ist überfällig. Nur dann ist ihre Botschaft „Wir schaffen das“ für die Menschen vertrauenserweckend. Nur dann kann die politische Linke Profil in der Flüchtlingsdebatte gewinnen und öffentlich und zu den Menschen durchdringen. Voraussetzung dazu ist allerdings, dass sie sich der Kärrnerarbeit der Beschäftigung mit dem Alltagsbewusstsein unterzieht.
(HA 11.11.)
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� Laut Allenbach haben 43 Prozent der gesamten erwachsenen Bevölkerung den Eindruck, dass man in Deutschland seine Meinung zu der Flüchtlingssituation nicht frei äußern darf (FAZ vom 21.10.15).
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